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Einführung drittes Geschlecht aufgrund BVerfG Urteil
Problem
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 10.10. 2017 den Gesetzgeber dazu verpflichtet, einen weiteren positiven Geschlechtseintrag zuzulassen und bis Ende 2018 eine Regelung hierfür zu treffen. 
Die Auswirkungen einer solchen Regelung auf die Datenübermittlung der Standesämter müssen in XPersonenstand berücksichtigt werden. 
Lösung
Am 14.12. hat der Gesetzgeber die Einführung der Geschlechtsangabe „divers“ beschlossen. Für XPS 1.7.4 sind die folgenden Anpassungen durchgeführt und – wo erforderlich – mit dem Meldewesen vorabgestimmt worden: 
· Aufnahme der Geschlechtsangabe „divers“ in die Codeliste Geschlecht (D.2.7)
· Die Nachrichten zur Übermittlung von Geschlechtsänderungen aufgrund TSG werden auch für Fälle nach § 45 b genutzt. Die Nachrichten vom Geburtsregister an das Ehe- und LPregister (011042, 011043) und an die Meldebehörden (031030) wurden entsprechend um ein Merkmal erweitert, mit dessen Hilfe sich TSG-Fälle von Fällen nach § 45 b unterscheiden lassen. Auf diese Weise können die Standesämter und Meldebehörde bei Auskünften das Offenbarungsverbot nach TSG angemessen berücksichtigen. 

Für XPSR wurde die entsprechende Version 3 der Codeliste zum Geschlecht sowie Handlungsanweisungen zur stichtagsbezogenen Einführung der Version veröffentlicht (vgl. CR 10/2018). 
Für XPersonenstand 1.7.3 wurde mittels Handlungsanweisungen darauf hingewiesen, dass mit Einführung der neuen Geschlechtsangaben diese als nicht-gelisteter Wert übermittelt werden und dass die Übermittlung von Geschlechtsänderungen aufgrund von § 45 b an die Meldebehörden bis zu Version 1.7.4 konventionell erfolgt.
[bookmark: _GoBack]Im Basismodul wurde ein CR für die Aufnahme einer einheitlich genutzten Codeliste zum Geschlecht gestellt. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Beschluss vom 10. Oktober 2017 festgelegt, dass das Personenstandsrecht ein weiteres positives Geschlecht zulassen muss.
Der Gesetzgeber hat bis zum 31. Dezember 2018 eine Neuregelung zu schaffen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
XPS ist durch die Verwendung offener Codelisten (Codelisten mit der Möglichkeit einen nicht gelisteten Wert anzugeben) nicht unmittelbar im Umsetzungszwang. Eine Änderung soll nach Vorliegen der gesetzlichen Grundlage zu Version 1.7.4 erfolgen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-11-14
Herr Bockstette berichtet: 
Wie mit der Entscheidung des BVerfG umgegangen werden soll, wird derzeit im BMI diskutiert. Es erscheint unwahrscheinlich, dass der Gesetzgeber auf die Erfassung des Geschlechts im Personenstandswesen zukünftig verzichten wird.
Es ist noch nicht klar, wie Erfassung und Änderung der zukünftigen Geschlechtsbezeichnungen erfolgen soll.
Die vom BVerfG geforderte rechtliche Anpassung soll im Rahmen des 3. PStRÄndG erfolgen.
Beschluss:
Das EG beschließt nach Diskussion folgendes Vorgehen für XPersonenstand:
1. Das Thema soll nach Vorliegen rechtlicher Grundlagen in XPersonenstand 1.7.4 bearbeitet werden.
2. Durch Nutzung der offenen Codeliste kann kurzfristig die Übermittlung weiterer Geschlechtsangaben realisiert werden.
3. Die Verwendung nicht gelisteter Werte soll an die anderen Empfänger kommuniziert werden.
4. Da unklar ist, wie die Änderung von Geschlechtsangaben in Zukunft geregelt wird, werden zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren Änderungen an XPersonenstand vorgenommen.
5. Zusätzlich soll dem Meldewesen mitgeteilt werden, dass bestehende Nachrichten genutzt werden könnten, um Geschlechtsänderungen nach neuem Recht mitzuteilen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-24
Die Übermittlung des dritten Geschlechtes könnte über die Nutzung des nicht gelisteten Wertes erfolgen, sofern dies durch eine Handlungsanweisung vorher in XPersonenstand festgelegt wurde. Dies kann aber erst geschehen, wenn eine rechtliche Grundlage durch den Gesetzgeber geschaffen wurde. 
Da nicht zu Release 1.7.3 mit einer entsprechenden rechtlichen Regelung gerechnet werden kann, ergibt sich für die Datenempfänger das Problem, dass sie in der Umsetzungszeit eines Releases einen zur Zeit nicht bekannten Wert verarbeiten können müssen. 
Die Übermittlung einer Änderung der Geschlechtszugehörigkeit könnte durch die Nachricht 031030 (Mitteilung über eine Änderung nach dem Transsexuellengesetz an die Meldebehörde) erfolgen. Es ist jedoch mit Vertretern der Hersteller des Meldewesens abzustimmen, ob diese Nachricht geeignet ist, da es sein kann, dass eine automatisierte Bearbeitung das Inaktivieren und Neuanlegen eines Datensatzes zur Folge hat, wie es für Änderungen nach TSG nötig ist. 
Dies ist aller Wahrscheinlichkeit nach für das 3. Geschlecht nicht erwünscht. Es müsste also eine manuelle Bearbeitung der Nachricht erfolgen. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-12-18
Es wurden Vertreter des Meldewesens sowie die externen Empfänger über die vom EG getroffenen Entscheidungen (Umsetzung erst zu 1.7.4, Nutzung des nicht gelisteten Wertes in 1.7.3) informiert. 
Parallel dazu wurden die Vertreter um Ihre Meinung zur Idee gebeten, die Geschlechtsänderung mit der 031030 zu übermitteln. Die Rückmeldefrist läuft auf Grund der Feiertage bis zum 08.01.2018
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Für die Datenübermittlung sind kurzfristig keine Anpassungen an XPersonenstand erforderlich, da die Möglichkeit besteht, über Handlungsanweisungen festzulegen, welche weiteren Geschlechtsangaben zulässig sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-12-18
Aktueller Sachstand:
1. Es gibt zurzeit keine gesetzliche Grundlage für die Umsetzung der Übermittlung des dritten Geschlechts in XPersonenstand.
2. Es ist sehr unwahrscheinlich, dass eine gesetzliche Grundlage bis zum Veröffentlichungsdatum (31.01.2018) der Version 1.7.3 geschaffen wird.
3. Die Übermittlung eines dritten Geschlechts kann in XPersonenstand über die sog. „nicht gelisteten Werte“ erfolgen, daher besteht kein zwingender Handlungsbedarf zu Version 1.7.3. 
4. Eine Übermittlung des vom Gesetzgeber festgelegten Wertes für das dritte Geschlecht kann und muss über Handlungsanweisungen für XPersonenstand 1.7.3 nachträglich bekanntgegeben werden. Dies kann nach Veröffentlichung oder aber auch nach Produktiv werden (01.11.2018) erfolgen.
5. Eine Umsetzung (Erweiterung der Codeliste Geschlecht) wird dann zu Version 1.7.4 mit Wirksamkeit zum 01.11.2019 erfolgen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2018-01-08
Aus dem Meldewesen gibt es keinen Widerspruch zur dargestellten Vorgehensweise (Einarbeitung konkret erst zu 1.7.4, Übergangsweise Nutzung eines nicht gelisteten Wertes, siehe [2017-12-18]) zur Übermittlung des dritten Geschlechts oder zur Nutzung der 031030 als Nachricht zur Übermittlung von Geschlechtsänderungen an die Meldebehörden. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2018-08-16
Mit dem Gesetz zur Änderung der in das Geburtenregister einzutragen Angaben erhalten Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung das Recht, gegenüber dem Standesamt zu erklären, dass die Angabe des Geschlechtes durch eine andere in § 22 Absatz 3 PStG vorgesehene Bezeichnung ersetzt werden soll. Mit dieser Erklärung können auch neue Vornamen bestimmt werden. 
Derzeit besteht mit der Nachricht 031030 (vgl. Kapitel 5.5.6.1) in XPersonenstand die Möglichkeit, Änderungen am Geschlecht und am Vornamen an die Meldebehörde zu übermitteln. Diese Nachricht ist allerdings für die Übermittlung von TSG-Fällen vorgesehen, die in den Meldebehörden besondere Prozesse auslösen, die darauf ausgerichtet sind das Offenbarungsverbot nach BGB zu realisieren. D. h. mit Abschluss des TSG-Verfahrens wird ein neuer Eintrag im Melderegister (ohne Auskunftssperre) angelegt und der alte Eintrag wird auf „inaktiv“ gesetzt und mit einer Auskunftssperre versehen. Es gibt keine Verbindung zwischen diesen Einträgen. 
Da die Fälle nach § 45b PStG kein solches Offenbarungsverbot nach sich ziehen, müssen die Fälle nach TSG und nach § 45b PStG in der Mitteilung 031030 unterschieden werden. 
Für die Umsetzung einer endgültigen Lösung sind folgende Punkte zu klären:  
1. Welcher Wert ist in die Codeliste zum Geschlecht aufzunehmen. 
2. Sollen die Fälle nach § 45b in der Nachricht 031030 mit gesonderter Kennzeichnung versehen werden, um sie auf Seiten der Meldebehörde einfach von den TSG-Fällen unterscheiden zu können? 
Für XPersonenstand 1.7.3 und ggfs. 1.7.4 muss eine Übergangslösung festgelegt werden. Über eine Handlungsanweisung sollte 
· festgelegt werden, dass die Nachricht 031030 auch für Fälle nach § 45b verwendet wird, 
· festgelegt werden, welcher Wert für das dritte Geschlecht in der Datenübermittlung verwendet wird und 
· darauf hingewiesen werden, dass sich am Kindelement „geschlechtNeu“ ablesen lässt, ob es sich um einen TSG-Fall („m“, „w“) oder um einen Fall nach § 45b (Angabe gem. § 22 Abs. 3) handelt. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2018-09-13
Beschlüsse zur Codeliste:
1. Der Schlüssel „d“ mit Wert „divers“ soll in die Codeliste „Geschlecht“ aufgenommen werden.
2. Das EG bittet die KoSIT, die Codeliste anzupassen, sollte sich die Bezeichnung im Gesetzgebungsverfahren ändern oder weitere Geschlechtseinträge eingefügt werden. Bei Bedarf soll das EG im Umlaufverfahren befasst werden.
3. Die Beschlüsse 1. und 2. gelten auch für die Codeliste Geschlecht in XPSR.
4. In XPersonenstand soll ein Mapping von den Werten aus dem Register auf die Codeliste in XPersonenstand aufgenommen werden. 
5. In diesem Zuge soll auf eine Vereinheitlichung der Codeliste Geschlecht im Basismodul hingewirkt werden. Dabei soll möglichst auf die Darstellung im Register zurückgegriffen werden.
Eine Übermittlung des Wertes „u“ aus dem Register kann nur in Berichtigungsnachrichten auftauchen und wird auf den Schlüssel „x“ gemappt (bei Nachrichten aus Folgebeurkundungen wird der Eintrag auf die neue Schema-Version ohne den Wert „u“ gehoben).
Übermittlung an die Meldebehörde:
Für 1.7.4:
In die Nachricht 031030 soll ein Pflichtelement vom Typ Boolean aufgenommen werden, dass anzeigt, ob es sich um eine Geschlechtsänderung nach TSG oder eine Erklärung nach §45b PStG handelt.
Mit dieser Ergänzung kann die Nachricht auch in Zukunft für die Übermittlung von Fällen nach TSG und nach §45b PStG verwendet werden.

Für 1.7.3:
Die Nachricht 031030 soll während der Gültigkeit von XPersonenstand 1.7.3 für die Übermittlung von Fällen nach §45b PStG verwendet werden. 
Ist das neue Geschlecht „divers“, so handelt es sich zwingend um einen Fall nach §45b PStG. Ist das neue Geschlecht „weiblich“ oder „männlich“, so ist die Unterscheidung nicht möglich.
Für die Übergangszeit schlägt das EG vor, Fälle nach §45b PStG ohne besondere Kennzeichnung mit der Nachricht 031030 zu übermitteln. Aufgrund der vermutlich geringen Zahl an Fällen nach §45b PStG, die als neues Geschlecht „weiblich“ oder „männlich“ haben, erscheint das Vorgehen hinnehmbar. Sollte eine Unterscheidung zwingend notwendig sein, so müsste diese konventionell übermittelt werden.
Die KoSIT erstellt eine Handlungsanweisung für XPersonenstand 1.7.3, die regelt:
1. dass die Nachricht 031030 auch für Fälle nach § 45b PStG verwendet wird,
2. dass das dritte Geschlecht mittels des nicht gelisteten Wertes „d“ für „divers“ übermittelt wird,
3. dass eine Unterscheidung von Fällen nach TSG und §45b PStG nicht möglich ist, falls das neue Geschlecht „w“ oder „m“ ist,
4. dass die Unterscheidung von Fällen nach TSG und §45b PStG ggf. auf konventionellem Weg erfolgen muss.
Bearbeitet durch: KoSIT	2018-09-27
Aufstellung über die zulässigen Geschlechtsänderungen: 
1. Eintragung Transsexuelle: 
· Mit dem TSG wird Personen, die sich entgegen ihrem biologischen und registrierten Geschlecht dem anderen binären Geschlecht zugehörig fühlen, die Möglichkeit gegeben, dieses und den Vornamen durch Antrag beim Amtsgericht zu ändern (§§ 1 und 8 TSG). Der Beschluss führt zu einer Folgebeurkundung nach § 27 III Nr. 4 PStG. Hierüber werden auch andere Behörden unterrichtet (§ 57 IV PStV).
· Mögliche Änderungen an Angaben zum Geschlecht:
i. M => W
ii. W => M
· Vornamensänderung möglich
· Mitteilungen:
i. StA2StA G an E: 011042
ii. StA2StA G an L: 011043
iii. StA2MB: 031030
2. Eintragung Intersexuelle (Gesetzesänderung 01.11.2013):
· Erst mit der Beschlussempfehlung des BT-Innenausschusses zur 2. Beratung BT (BT-Drs. 17/12192) ist die Regelung in den Gesetzentwurf aufgenommen worden. Danach ist (nicht kann!) im Geburtenregister bei intersexuellen Kindern die Beurkundung ohne eine Geschlechtsangabe vorzunehmen (§ 20 III PStG). Korrespondierend wurde in § 27 III Nr. 4 PStG die nachträgliche Angabe des Geschlechts als Fortführung aufgenommen. Hierfür bedarf es ebenfalls einer ärztlichen Bescheinigung; eine Vornamensänderung ist nur über das Namensänderungsgesetz möglich (Ziffer 27.8.1 PStG-VwV). Hierüber hat das Standesamt auch andere Behörden zu informieren (§ 57 IV PStV). 
· Mögliche Änderungen an Angaben zum Geschlecht:
i. Ohne Angabe => W / M
· Vornamensänderung möglich (Bescheid Namensänderungsbehörde erforderlich)
· Mitteilungen
i. Derzeit keine separaten XPS-Mitteilungen vorgesehen
ii. Übermittlung im Rahmen von Berichtigungen möglich:
1. StA2StA G an E: 011102
2. StA2StA G an L: 011103
3. StA2MB: 031100
3. Eintragung Intersexuelle (aktuelle Gesetzesänderung): 
· Zusätzlich zur bereits bestehenden Möglichkeit, den Geschlechtseintragung ohne Angabe zu beurkunden, ist zukünftig auch die Eintragung „divers“ möglich (§ 20 III PStG-E). Weiterhin besteht mit § 27 III Nr. 4 PStG die Möglichkeit, diese Eintragung fortzuführen (siehe oben). § 45b PStG-E ermöglicht auch unter Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung ein Erklärungsrecht des Betroffenen. Danach ist ein Wechsel zu „divers“ oder ohne Angabe möglich. Mit der Erklärung können auch neue Vornamen bestimmt werden. Diese Fortführung wäre ebenfalls anderen Behörden mitzuteilen (§57 IV PStV).
· Mögliche Änderungen an Angaben zum Geschlecht:
i. W => divers / Ohne Angabe
ii. M => divers / Ohne Angabe
iii. Ohne Angabe
1. MV: Ohne Angabe => divers
2. BMI: Ohne Angabe => M / W / divers
iv. Divers => Ohne Angabe
1. MV: divers => Ohne Angabe
2. BMI: divers => M / W / Ohne Angabe
· Vornamensänderung möglich (Erklärung im Standesamt)
· Mitteilungen:
i. StA2StA G an E: toDo (EG18-08)
ii. StA2StA G an L: toDo (EG18-08)
iii. StA2MB: 031030
4. Berichtigung von Angaben zum Geschlecht:
· Ebenso ist durch ärztliches Attest nachzuweisen, dass die ursprüngliche Eintragung fehlerhaft war und zu berichtigen ist. Hierüber hat das Standesamt auch andere Behörden zu informieren (§ 57 IV PStV).
· Mögliche Änderungen an Angaben zum Geschlecht:
i. W => M / Ohne Angabe
ii. M => W / Ohne Angabe
· Übermittlung Rahmen von Berichtigungen möglich:
i. StA2StA G an E: 011102
ii. StA2StA G an L: 011103
iii. StA2MB: 031100

Für XPS 1.7.4 ist zu prüfen:
1. Wie soll zukünftig die Übermittlung von Änderungen der Angaben zum Geschlecht zwischen Standesämtern erfolgen: 
· Variante 1: Nutzung 011102/011103 für Trans- und Intersexuelle
· Variante 2: Separate Mitteilungen für Trans- und Intersexuelle
· These KoSIT: Wenn im Ehe/LP-Register der Anlass für eine Änderung des Geschlechts (bzw. des Namens) nicht relevant ist, sollten Änderungen für Trans- und Intersexuelle mit denselben Mitteilungen übermittelt werden. 
2. Die Mitteilung 031030 sollte wie in der Bearbeitung vom 13.09. dargestellt um ein Boolean erweitert werden, das anzeigt ob eine Änderung des Geschlechts (bzw. des Namens) aufgrund TSG oder aufgrund von §45b erfolgt. In der Prozessbeschreibung sollte klargestellt werden, dass es neben diesen beiden vorgesehenen Verfahren zu Änderung des Geschlechts noch die Berichtigung von fehlerhaften Angaben zum Geschlecht gibt.
Bearbeitet durch: EG XMeld 	2018-10-11
Das EG XMeld gibt folgende Rückmeldung an das EG XPersonenstand:
Die TSG-Nachricht ist nicht geeignet, die Bearbeitung der beiden zugrundeliegenden unterschiedlichen Fallgestaltungen in der Meldebehörde rechtskonform zu gewährleisten. Handelt es sich um einen TSG-Fall, muss die Meldebehörde nach Nr. 3.1.1.3 (Änderungen von Daten aufgrund des Transsexuellengesetzes) BMGVwV vorgehen. Bei der Geschlechtsänderung nach § 45b PStG ist nach jetzigem Stand der Bewertung dieses Vorgehen nicht erforderlich. 
Aus der Sicht des XMeld-EG ist daher bis auf Weiteres eine Übermittlung der genannten (voraussichtlich wenigen) Fälle gemäß § 45b PStG auf konventionellem Weg durchzuführen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2018-10-16
Der Schlüssel „d“ mit Wert „divers“ wurde in die Codeliste „Geschlecht“ aufgenommen.
Der Wert „divers“ wurde in XPSR in die Codeliste „Geschlecht in den Personenstandsregistern“ aufgenommen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2018-11-05
In die Nachricht 031030 wurde ein Pflichtelement „aenderungNachTSG“ vom Typ Boolean aufgenommen werden, dass anzeigt, ob es sich um eine Geschlechtsänderung nach TSG oder eine Erklärung nach §45b PStG handelt.
Aus dem Titel der Nachricht wurde der Hinweis auf das TSG gestrichen.
Für den Datentyp „Code.Geschlecht“ wurde die Dokumentation ergänzt um das Mapping der Werte aus dem Register auf Werte in XPersonenstand.
Durch das EG ist in der Dokumentation der Nachricht 031030 folgender Satz zu prüfen und ggf. zu streichen:
„Die nachträgliche Angabe des Geschlechts von Kindern mit zunächst nicht angegebenem Geschlecht wird nicht mit dieser Nachricht, sondern als Berichtigung mitgeteilt.“
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2018-11-09
Es wurde eine Handlungsanweisung mit folgendem Inhalt entworfen:
Aufgrund gesetzlicher Änderungen ergeben sich folgende Handlungsanweisungen bei der Implementierung von XPersonenstand 1.7.3:
1. Mit dem „Gesetz zur Änderung der in das Geburtenregister einzutragenden Angaben“ wird die Möglichkeit eingeräumt, bei der Beurkundung der Geburt eines Neugeborenen neben den Angaben „weiblich“ und „männlich“ oder der „Eintragung des Personenstandsfalls ohne eine solche Angabe“, auch die Bezeichnung „divers“ zu wählen, wenn eine Zuordnung zu einem der beiden Geschlechter nicht möglich ist.
Der neue Geschlechtseintrag wird, sofern keine weitere Änderung des Gesetzentwurfs im laufenden Gesetzgebungsverfahren erfolgt, als nichtGelisteterWert mit dem Schlüssel „d“ für „divers“ übermittelt.
2. Mit dem neuen §45b PStG wird für Menschen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung die Möglichkeit geschaffen, das im Geburtenregister eingetragene Geschlecht ändern zu lassen. Die Nachricht 031030 ist für die Übermittlung nicht geeignet. Die Änderung des Geschlechtseintrags nach §45b PStG wird daher auf konventionellem Weg von den Standesämtern an die Meldbehörden übermittelt.
Die Handlungsanweisung wurde dem EG und den Vertretern des Meldewesens zur Abstimmung vorgelegt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2018-11-19
Im Rahmen der Umlaufabstimmung mit dem Meldewesen wurde folgende Frage von Frau Wenzlick-Stiebler (ITEOS) gestellt:
Zur Zeit erhalten wir Geburtsmitteilungen, bei denen beide Elternteile mit der Geschlechtsangabe „x“ (keine Angabe) übermittelt werden. Da die Geschlechtsangaben in den Nachrichten Pflicht ist,  geschieht dies wohl in den Fällen, bei denen kein Geschlecht für die Eltern seitens der Standesämter erfasst wird. 
Hierdurch ergeben sich bei der automatisierten Einarbeitung der Nachricht ins Melderegister Validierungsprobleme bei der bisher geschlechtsspezifischen Zuordnung der Vertreterart „Mutter“ oder „Vater“ nach DSMeld Datenblatt 0001, da das für die Vertreterart „Mutter“ oder „Vater“ im Melderegister gespeicherte Geschlecht von dem aus XPersonenstand übermittelten Geschlecht abweicht. 
Müssen wir mit ähnlichen Fallgestaltungen weiterhin künftig rechnen?
Auch mit solchen Fällen, bei denen beispielsweise die  Mutter bei der Geburt eines Kindes den Geschlechtseintrag „divers“ eingetragen hat?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand  	2018-11-21
Herr Bockstette berichtet zum aktuellen Stand des Gesetzgebungsverfahrens. Für den 29.11. ist die 2. und 3. Lesung im Bundestag angesetzt, am 14.12. der 2. Durchgang im Bundesrat. Es sind keine für XPersonenstand relevanten Änderungen zu erwarten.
Nach dem Beschluss im Bundesrat gibt das BMI der KoSIT den Auftrag, die vorbereiteten Handlungsanweisungen für XPersonenstand und XPSR zu veröffentlichen. Die KoSIT recherchiert, ob in diesem Fall eine Stichtagsregelung vereinbart war.
Gleiches gilt für das Eheöffnungsbegleitgesetz, mit dem die rechtliche Grundlage für die Eintragung des Geschlechts der Eltern im Geburtenregister geschaffen wird. Das BMI bittet die KoSIT hier um Rücknahme der dazu bestehenden Handlungsanweisung.
Zur Bearbeitung vom 27.9.:
Es besteht Einigkeit im EG, dass §45b PStG so zu lesen ist, dass Änderungen von jeder Geschlechtsbezeichnung (w,m,d,leer) in jede andere erlaubt.
Es wird festgestellt, dass auch Standesämter zwischen Geschlechtsänderungen nach TSG und nach §45b PStG unterscheiden können müssen. Durch das Offenbarungsverbot dürfen z. B. bei Änderungen nach TSG Eheurkunden nur für einen bestimmten Empfängerkreis und nur mit eingeschränkten Angaben ausgestellt werden.
Daher können die Nachrichten 011042/011043 in der jetzigen Form nicht für §45b-Fälle verwendet werden.
Das EG beschließt, folgende Änderungen noch für XPersonenstand 1.7.4 umzusetzen:
1. Kindelement hinzufügen zu 011042 und 011043:
rechtsgrundlage Pflichtelement, offene Codeliste mit 
	Code 
	Wert

	1oder8Tsg 
	Änderung nach § 1 und/oder § 8 TSG

	45bPstg 
	Änderung nach § 45b PStG 


2. Prozessbeschreibung, Nachrichtentitel und Nachrichtenbeschreibung für die Nachrichten 011042 und 011043 anpassen. Analog zu folgendem Vorschlag:
3.5.8 Mitteilung zum Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister des Kindes über eine Änderung nach dem Transsexuellengesetz oder nach §45b PStG
Der Prozess beginnt, wenn dem Standesamt die Entscheidung des Amtsgerichts über eine Vornamensänderung nach § 1 Abs. 1 des Transsexuellengesetzes (TSG) oder über eine Änderung der Geschlechtszugehörigkeit nach § 8 Abs. 1 TSG zugeht und die entsprechende Änderung in das Geburtenregister des Betroffenen gem. § 27 Abs. 3 Nr. 1 oder 4 PStG eingetragen wurde. Dies gilt auch, wenn im Geburtenregister die Aufhebung, erneute Änderung oder Unwirksamkeit der Vornamensänderung (§ 6 Abs. 2 oder § 7 Abs. 3 TSG) eingetragen wird. In der Regel erfolgt zunächst eine Vornamensänderung und erst später eine Änderung der Geschlechtszugehörigkeit; in seltenen Fällen kann die gerichtliche Entscheidung allerdings beide Änderungen zusammenfassen.
Ferner gilt dies auch in den Fällen in denen eine Änderung der Geschlechtsbezeichnung und/oder des Vornamens nach §45b PStG erklärt und eingetragen wurde.

3. Änderungen an Nachricht 031030:
1. Das Element rechtsgrundlage soll auch in der Nachricht 031030 verwendet werden.
2. Prozessüberschrift, -beschreibung, und Nachrichtenbeschreibung und –titel müssen analog StA2StA angepasst werden.
3. Insbesondere muss der letzte Satz der Nachrichtenbeschreibung gestrichen werden.
Das EG beschließt, dass bis zum Inkrafttreten der Version 1.7.4 die Fälle nach § 45b PStG konventionell vom Geburtenregister an Ehe- und Lebenspartnerschaftsregister übermittelt werden. Eine Handlungsanweisung ist nicht erforderlich, da ohnehin keine Möglichkeit der elektronischen Übermittlung besteht.
Zur Offenen Frage aus der Befassung des Meldewesens (Bearbeitung von 2018-11-19):
Der VfSt hat Maßnahmen getroffen, um eine Geschlechtsangabe in AutiSta zu erzwingen. Auch wenn die Geschlechtsangaben (noch) nicht in das Geburtenregister aufgenommen werden, sind sie für die Mitteilung an die Meldebehörde notwendig.
Aufgrund der neuen Geschlechtsbezeichnungen im Geburtenregister, darf sich die Meldebehörde allerdings nicht darauf verlassen, dass aus der Geschlechtsbezeichnung eine Zuordnung von „Mutter“ und „Vater“ möglich ist.
Ferner möchte das EG darauf hinweisen, dass die Angabe des Geschlechts der Eltern in der Geburtsmitteilung des Standesamts nicht zu einer Fortschreibung des Geschlechts im Melderegister führen darf.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2018-11-29
Das Kindelement rechtsgrundlage wurde in das Nachrichtentemplate StA2StA.Template.011042 und damit in die Nachrichten 011042 und 011043 eingefügt.
Als Datentyp wurde die Codeliste CodeList.Rechtsgrundlage und die entsprechenden Typen Code.Rechtsgrundlage und Code.Rechtsgrundlage.Code angelegt. 
Die Prozess- und Nachrichtenbeschreibungen und die Nachrichtentitel der Nachrichten 011042 und 011043 wurden angepasst.
Das Kindelement rechtsgrundlage wurde auch in die Nachricht 031030 eingefügt. Die Prozess- und Nachrichtenbeschreibungen der Nachricht 031030 wurden angepasst.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2018-12-03
Die Änderung wurde an die Hersteller des Meldewesens kommuniziert, Antwort wurde bis 2018-12-17 erbeten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2018-12-18
Es sind keine Anmerkung zur Umlaufabstimmung der Handlungsanweisungen eingegangen
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2018-12-18
Da der Gesetzgeber am 14.12. die Einführung der Geschlechtsangabe „divers“ beschlossen hat, wurden am 18.12. die Handlungsanweisungen veröffentlicht und den Verfahrensherstellern im Personenstandswesen zu Kenntnis geben. 
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